
 
 

Protokollauszug 
aus der 

51. öffentliche/nicht öffentliche Sitzung des Hauptausschusses  
vom 09.02.2022 

 
öffentlich 
Top 4.1 Keine sexistische Werbung in Potsdam / bei Auftragnehmern städtischer Un-

ternehmen 
21/SVV/1066 
geändert beschlossen 

 
Frau Krusemark, Fachbereichsleiterin Recht und Vergabemanagement, erklärt, sie habe den Vor-
schlag sowohl rechtlich als auch auf Machbarkeit und Umsetzbarkeit geprüft. Zusammen mit den 
Antragstellerinnen wurde der neue Beschlussvorschlag erarbeitet, so dass sie für eine Beschluss-
fassung dieser plädiere.  
 
Frau Dr. Zalfen bringt die neue Fassung ein und betont, dass das Anliegen bekannt und unver-
ändert sei, die neue Fassung aber den Vorschlag der Selbstverpflichtung enthalte. Die Antrag-
stellerinnen denken, dass Potsdam als Vorbild vorangeht, denn das Thema „treibt auch Andere“ 
um. Es sollte kein eigener Potsdam Katalog erstellt werden, daher die Meldung an den Werberat, 
der dann einschätzt, ob ein Verstoß vorliegt. 
 
Herr Dr. Wegewitz hält den Termin der Berichterstattung zur Umsetzung mit dem 30.03.2022 für 
sehr sportlich. Herr Said erklärt namens der Fraktion AfD, dass er den Antrag ablehnen werde, 
da sie nicht glauben, dass Potsdamerinnen sich gestört fühlen. 
 
Der Oberbürgermeister stellt den Antrag in der neuen Fassung vom 08.02.2022 zur Abstimmung: 
 
Der Hauptausschuss beschließt: 
 

1. Die Landeshauptstadt Potsdam und ihre kommunalen Unternehmen setzen sich ge-
gen sexistische und diskriminierende Werbung ein. 

2. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, dafür zu sorgen, dass die Landeshaupt-
stadt Potsdam und ihre Unternehmen in den Verträgen mit Dritten, folgende Rege-
lungen vorsehen: 
Der Auftragnehmer bzw. die Auftragnehmerin verpflichtet sich, sicherzustellen, 
dass ihre bzw. seine Werbung den gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen 
und den guten Sitten entspricht. Die Grundsätze des Deutschen Werberates gegen 
Herabwürdigung und Diskriminierung von Personen sind zu beachten. 
Bei erheblichen Verstößen gegen Rechtsvorschriften sowie bei dem Verdacht eines 
Verstoßes gegen den Grundsatz der Nichtdiskriminierung (u.a. wegen des Ge-
schlechtes, der Abstammung, der Herkunft) besteht zwischen den Vertragspartnern 
Einigkeit, dass die Auftraggeberin bzw. der Auftraggeber den konkreten Vorgang 
mit Nennung der Daten der Vertragspartnerin bzw. des Vertragspartners an zustän-
dige Stellen melden darf. Im Falle von diskriminierender Werbung wird die Auftrag-
geberin bzw. der Auftraggeber die beanstandete Werbung an den Deutschen Wer-
berat - Zentralverband der deutschen Werbewirtschaft ZAW e.V. Deutscher Werbe-
rat, Am Weidendamm 1A, 10117 Berlin, melden. Das Ergebnis der Einschätzung, 
insbesondere des Werberates, darf die Auftraggeberin bzw. der Auftraggeber ver-
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öffentlichen. Weitergehende Ansprüche der Auftraggeberin bzw. des Auftraggebers 
aufgrund der Verletzung der Verpflichtungen nach Absatz 1 bleiben unberührt.“ 

3. Es soll darauf hingewirkt werden, bestehende Vereinbarungen entsprechend anzu-
passen.  

4. Meldungen über Verstöße gegen den Grundsatz der Nichtdiskriminierung nimmt 
die Gleichstellungsbeauftragte und/oder der Antikorruptionsbeauftragte der Lan-
deshauptstadt Potsdam entgegen. 

5. Weiterhin soll auch die Beschwerdemöglichkeit für Bürger:innen, um sexistische 
oder diskriminierende Werbung bei der Stadt melden zu können, evaluiert und 
nachhaltig an alle kommuniziert werden. 

6. Über die Umsetzung ist der Hauptausschuss in seiner Sitzung am 30. März 2022 zu 
unterrichten. 
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BESCHLUSS 
der 51. öffentlichen Sitzung des Hauptausschusses am 09.02.2022 

 
 Keine sexistische Werbung in Potsdam / bei Auftragnehmern städtischer Unternehmen 

Vorlage: 21/SVV/1066 
  

 
1. Die Landeshauptstadt Potsdam und ihre kommunalen Unternehmen setzen 

sich gegen sexistische und diskriminierende Werbung ein. 

2. Der Oberbürgermeister wird beauftragt, dafür zu sorgen, dass die 
Landeshauptstadt Potsdam und ihre Unternehmen in den Verträgen mit 
Dritten, folgende Regelungen vorsehen: 

Der Auftragnehmer bzw. die Auftragnehmerin verpflichtet sich, 
sicherzustellen, dass ihre bzw. seine Werbung den gesetzlichen und 
behördlichen Bestimmungen und den guten Sitten entspricht. Die Grundsätze 
des Deutschen Werberates gegen Herabwürdigung und Diskriminierung von 
Personen sind zu beachten. 

Bei erheblichen Verstößen gegen Rechtsvorschriften sowie bei dem Verdacht 
eines Verstoßes gegen den Grundsatz der Nichtdiskriminierung (u.a. wegen 
des Geschlechtes, der Abstammung, der Herkunft) besteht zwischen den 
Vertragspartnern Einigkeit, dass die Auftraggeberin bzw. der Auftraggeber 
den konkreten Vorgang mit Nennung der Daten der Vertragspartnerin bzw. 
des Vertragspartners an zuständige Stellen melden darf. Im Falle von 
diskriminierender Werbung wird die Auftraggeberin bzw. der Auftraggeber die 
beanstandete Werbung an den Deutschen Werberat - Zentralverband der 
deutschen Werbewirtschaft ZAW e.V. Deutscher Werberat, Am Weidendamm 
1A, 10117 Berlin, melden. Das Ergebnis der Einschätzung, insbesondere des 
Werberates, darf die Auftraggeberin bzw. der Auftraggeber veröffentlichen. 
Weitergehende Ansprüche der Auftraggeberin bzw. des Auftraggebers 
aufgrund der Verletzung der Verpflichtungen nach Absatz 1 bleiben 
unberührt.“ 

3. Es soll darauf hingewirkt werden, bestehende Vereinbarungen entsprechend 
anzupassen.  

4. Meldungen über Verstöße gegen den Grundsatz der Nichtdiskriminierung 
nimmt die Gleichstellungsbeauftragte und/oder der 
Antikorruptionsbeauftragte der Landeshauptstadt Potsdam entgegen. 

5. Weiterhin soll auch die Beschwerdemöglichkeit für Bürger:innen, um 
sexistische oder diskriminierende Werbung bei der Stadt melden zu können, 
evaluiert und nachhaltig an alle kommuniziert werden. 

6. Über die Umsetzung ist der Hauptausschuss in seiner Sitzung am 30. März 
2022 zu unterrichten. 
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 Abstimmungsergebnis: 

Zustimmung: 13 
Ablehnung:   2 
Stimmenthaltung:   2 

 

 
 
 
 
Gemäß § 22 Brandenburgische Kommunalverfassung (BbgKVerf) waren keine Mitglieder der 
Stadtverordnetenversammlung von der Beratung und Abstimmung ausgeschlossen. Die 
Übereinstimmung des Beschlusses mit dem Wortlaut in der Niederschrift wird amtlich 
beglaubigt. 
 
Dem Originalbeschluss werden __/__ Seiten beigefügt. 
 
 
 
Potsdam, den 10. Februar 2022  Ziegenbein 
  Leiterin des Büros 
 
 

Stempel 
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